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PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m § 8 BauNVO
Gewerbegebiet (GE 1 und GE 2)

Flir das Plangebiet wird als Art der baulichen Nutzung ein Gewerbegebiet (GE1 und GE 2)
gem. § 8 BauNVO ausgewiesen.

Neben Gewerbebetrieben aller Art sind Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Warme aus solarer
Strahlungsenergie oder Windenergie, Lagerhduser, Lagerplatze, 6ffentliche Betriebe, Geschafts-, Bliro-
und Verwaltungsgebaude zuldssig. Tankstellen im Sinne des § 8 (2) Nr. 3 BauNVO und Anlagen fir
sportliche Zwecke im Sinne des § 8 (2) Nr. 4 BauNVO sind unzulassig.

Die gem. § 8 (3) Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3 BauNVO aufgefiihrten ausnahmsweise zuldssigen Anlagen sind
nicht Bestandteil des Bebauungsplans und sind somit unzuldssig.

Gem. §9 (1) Nr. 1 BauGBi.V.m § 1 (9) BauNVO gilt fiir die Gewerbegebiete (GE 1/GE 2): Einzelhandel ist
ausgeschlossen. Ausnahmsweise zuldssig sind nur solche Einzelhandelsbetriebe, die in unmittelbaren
raumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit produzierendem Gewerbegebiet stehen und nicht
mehr als insgesamt 200 m? Verkaufs- und Ausstellungsfliche besitzen.

MaR der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 und 3 BauGB i.V.m. § 19 BauNVO

Innerhalb der Baugebiete GE 1 wird eine Grundflachenzahl (GRZ) von 0,7 und innerhalb des Baugebiets
GE 2 eine GRZ von 0,8 festgesetzt.

Hoéhe der baulichen Anlagen (in Metern) gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m § 16 und § 18 BauNVO

Hohe der baulichen Anlagen (in Metern):

Die maximal zuldssige Hohe der baulichen Anlagen wird gem. 16 (2) Nr. 4 BauNVO festgesetzt. Zur
Festsetzung der Hohe der baulichen Anlage sind gem. § 18 (1) BauNVO die erforderlichen Bezugspunkte
Zu bestimmen.

Oberer Bezugspunkt

Fir die Gebdaudehohe wird die Firsthohe als Hochstmall festgesetzt. Die Firsthohe bezeichnet den
hochsten Punkt der Dachhaut (Dachfirst bei geneigten Dachern). Dabei ist die Firsthohe der oberste
Gebdudeabschluss, bezogen auf den Scheitel des Gebaudes.

Unterer Bezugspunkt

Maligebend fiir die Ermittlung der Gebaudehdhen sind die in der Plankarte festgesetzten Bezugspunkte
in den Strallenverkehrsflachen in m NHN (m {iber Normalhéhe Null). Im Gewerbegebiet GE1 und GE 2
wird eine maximale Firsthohe (FH) von 10 m festgesetzt. Fiir Flachdacher wird eine max. Hohe von
8,00 m festgesetzt.

StraRenverkehrsfldchen als Bezugspunkt:

e Im GE 1 gilt der Bezugspunkt X 410,82 m NHN (Kanaldeckel) in der Stralle ,,Im Gewerbegebiet”

e Im GE 2 gilt der Bezugspunkt 404,77 m NHN (Kanaldeckel) im Wirtschaftsweg

Von den Festsetzungen der HoOhe sind technisch erforderliche, untergeordnete Bauteile (z.B.
Bellftungsanlagen, Klimaanlagen) oder Anlagen zur Gewinnung solarer Strahlungsenergie (Fotovoltaik

oder Solarthermie) ausgenommen. Diese dirfen die festgesetzte maximale Gebdudehdhe um bis zu
1,5 m Gberschreiten.

MindestgroRe der Baugrundstiicke gem. § 9 (1) Nr. 3 BauGB

Die MindestgroRe der Baugrundstiicke wird auf 1.000 m? festgesetzt.

Bauweise gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 22 (4) S. 1 BauNVO i.V.m. 6 HBO

Abweichende Bauweise:

Die in §22 (2) der Baunutzverordnung vorgeschriebene HoOchstlange der Gebdude von 50 m darf
ausnahmsweise um bis zu 150 m Gberschritten werden, unter der Beachtung der Abstandsflachen nach
§ 6 HBO und soweit diese die festgesetzte Grundflachenzahl nicht tGberschreitet.

Uberbaubare Grundstiicksfliche gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m § 23 (3) S. 1 BauNVO i.V.m. § 6 HBO

MaRgebend fiir die Gberbaubare Grundstiicksflache sind die Baugrenzen im zeichnerischen Teil des
Bebauungsplans.

Abweichend von § 23 (5) BauNVO sind Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO sowie Lagerflachen und
Garagen nur innerhalb der iberbaubaren Grundstiicksflaichen oder in dafiir festgesetzten Flachen
zulassig. Zufahrten sind auf der Grundstiicksflache zwischen strallenseitigen Grundstiicksgrenzen und
strallenseitigen Baugrenzen zulassig.

Verkehrsflachen gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB

StraBenverkehrsfliche (Offentliche Verkehrsflichen)

Die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzten oOffentlichen StraRenverkehrsflachen
dienen der Sicherstellung der Erschlielung des Plangebietes. Die Einteilung der StralRenverkehrsflache
in Fahrbahn, Gehweg usw. ist nicht Gegenstand der Festsetzung und bleibt der konkreten
StraRenplanung vorbehalten.

Boschungen: Von den Grenzen der 6ffentlichen Verkehrsflachen aus sind Béschungen als Abgrabungen
oder Aufschittungen in den Grundstiicken zu dulden, soweit dies zur Anpassung des Geldndes an die
StraRenoberflache erforderlich ist.

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung: Wirtschaftsweg

Die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzte Verkehrsfliche mit besonderer
Zweckbestimmung: Wirtschaftsweg dient dem landwirtschaftlichen Verkehr als ErschlieBungsstrale zu
den landwirtschaftlich genutzten Flachen. Der Wirtschaftsweg ist in seinem derzeitigen Zustand
liberwiegend zu erhalten.

Wasserflachen und Flachen fiir die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des
Wasserabflusses gem. § 9 (1) Nr. 16 BauGB

Die Flache mit der Zweckbestimmung ,Entwasserungsgraben” (E) bleibt in Ihrem derzeitigen Zustand als
offener Graben erhalten. Im Bereich der Zufahrt zum Gewerbegebiet ist der Graben bereits verrohrt.
Hier wird der Graben auf einer Lange von ca. 14 m in eine Rohrleitung gefiihrt.

Flaichen oder MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB

Beleuchtung:

Fir die AuBenbeleuchtung an Gebduden und Freiflichen sind ausschlieBlich insektenfreundliche
Leuchtmittel ohne UV- und mit geringem Blaulichtanteil wie bernsteinfarbene bis warmweiRe LED
(Farbtemperatur bis max. 2.700 Kelvin) zuldssig. Zugelassen sind nur voll abgeschirmte Leuchten, die
nicht Giber den Bestimmungsbereich bzw. die Nutzflache hinaus strahlen und die im installierten Zustand
nur Licht unterhalb der Horizontalen abgeben. Die Beleuchtungszeiten sind auf das notwendige MaR zu
reduzieren bzw. auf die Nutzungszeit zu begrenzen. Es sind geschlossene Leuchtgehduse, die gegen das
Eindringen von Spinnen und Insekten geschiitzt sind, zu verwenden. Bei nachtlicher Beleuchtungspflicht
(z. B. aufgrund nachtlicher Arbeitstatigkeiten im AuBenbereich) gelten die zuvor genannten Vorgaben,
sofern die Technischen Regeln fiir Arbeitsstatten keine anderen Anforderungen stellen. Es sind keine
Beleuchtungsanlagen zuldssig, die auf dem BAB-Zubringer zu Blendung oder Stérungen fiihren kdnnen.

Pkw-Stellplatze Befestigung:

Pkw-Stellplatze sind mit Rasengittersteinen, Schotterrasen, breitfugigem Pflasterbelag oder dhnlichen
wasserdurchlassigen Beldagen zu befestigen, soweit kein Schadstoffeintrag in das Grundwasser zu
befiirchten ist.

Okologische Baubegleitung:

Grundsatzlich ist wahrend der Umsetzung der nachfolgenden, artenschutzrechtlich erforderlichen
MaRnahmen eine 6kologische Baubegleitung zu etablieren. Diese begleitet und liberwacht die korrekte
Ausfiihrung der MaRnahmen.

VergramungsmaRnahme fiir Maculinea nausithous zum Schutz von Individuenverlusten:

Auf den Griinlandflachen, welche zukiinftig als Gewerbeflachen genutzt werden und nicht als Wiese
erhalten bleiben, ist eine Vergramung des Dunklen Wiesenknopf-Ameisenblaulings (Maculinea
nausithous) durch eine gezielte Bewirtschaftung durchzufiihren. Hierdurch kann verhindert werden,
dass es im Zuge der Baufeldraumung zu Individuenverlusten der streng geschiitzten Art kommt.

Um die Eiablage auf den genannten Flachen zu verhindern, muss sichergestellt werden, dass im Sommer
vor Beginn des Eingriffs wahrend der Flugzeit der Art von Juni bis August kein blihender Wiesenknopf
vorhanden ist. Die entsprechenden Flachen missen somit im genannten Zeitraum regelmaRig gemaht
und so kurzgehalten werden, dass der Wiesenknopf nicht zur Blite kommt. Hierbei ist in Abhangigkeit
von der Witterung mindestens eine zweischiirige Mahd vorzusehen. Die tatsachliche Haufigkeit der
Mahdvorgange ist mit der 6kologischen Baubegleitung abzustimmen.

ErhaltungsmaBnahme zur Sicherung des Vorkommens von Maculinea nausithous:

Innerhalb der festgesetzten MaRnahmenflachen westlich und 6stlich des Wirtschaftsweges. soll die
Wiesenvegetation erhalten bleiben. Damit wird ein zentraler Teil des Maculinea-Vorkommens und ein
wichtiges Vernetzungselement geschiitzt. Um eine optimale Voraussetzung dafiir zu schaffen, dass die
Art dort auch weiterhin vorkommt, werden fiir die Bau- und Betriebszeit des Gewerbegebiets folgende
Vorgaben gemacht:

Wihrend der Bauzeit ist der Bereich der Wiese, welcher erhalten werden soll, vollstéandig abzuzaunen,
sodass ein direkter Eingriff (Befahren, Betreten etc.) verhindert wird. Bei Bedarf sind zudem
MaRnahmen zu ergreifen, die einen Eintrag von Stduben in den Bereich verhindern. Entsprechende
MaRnahmen sind im Einzelfall mit der 6kologischen Baubegleitung abzustimmen. Zudem ist auch
wahrend der Bauphase eine geeignete Bewirtschaftung (s. nachster Abschnitt) aufrechtzuerhalten.

10.

11.

12.

13.

1.

Hinsichtlich der Bewirtschaftung darf auf den Flachen von Ende Juni bis Mitte September grundsatzlich
keine Mahd oder Beweidung erfolgen. Es muss sichergestellt werden, dass der Wiesenknopf zur
Hauptflugzeit des Dunklen Wiesenknopf-Ameisenblaulings zur Blite kommen kann. Generell ist eine
zweischirige Mahd vorzusehen, wobei der erste Schnitt Anfang bis Mitte Juni und der zweite im
September erfolgt. Das Mahdgut ist zu entfernen. Der Einsatz von Diingemitteln und Pestiziden ist
unzulassig.

Es ist sicherzustellen, dass die MalRnahmenflachen nicht als Teil der o.g. Vergramungsmallnahme
behandelt werden, damit ein durchgehendes Vorkommen der Art gewahrleistet ist.

Im Eingriffsbereich, d. h. auf den Grinlandflaichen mit Wiesenknopf-Vorkommen, die zukiinftig als
Gewerbeflache genutzt werden, ist vor Eingriffen in den Oberboden ist die vorhandene Grasnarbe
einschlieRlich der obersten Vegetations- und Wurzelhorizonte schonend abzuschadlen und auf die
Ausgleichsflache im Zusatzgeltungsbereich C oder eine andere geeignete Flache zu versetzen. Die
konkrete Ausgestaltung der Mallnahme ist mit der Unteren Naturschutzbehdrde abzustimmen.

Vorgezogene AusgleichsmafRnahme zur Schaffung von Ausweichfldchen fiir Maculinea nausithous:

Da durch das Vorhaben Habitatflachen des Dunklen Wiesenknopf-Ameisenbl&ulings verloren gehen,
sind in deren Umfeld Ausweichflachen zu schaffen, die ab dem Beginn der o. g. Vergramungsmalnahme
zur Verfigung stehen missen (CEF-MaRBnahme). Siidostlich des Vorhabens stehen hierflr zwei
Ausgleichsflachen zur Verfligung.

Zusatzgeltungsbereich B: Die als Ausgleichsflache festgesetzte Griinlandflache kann durch eine Bewirt-
schaftungsanpassung fiir den Blauling erheblich aufgewertet werden. Hierzu darf auf der Flache von
Ende Juni bis Mitte September keine Mahd oder Beweidung erfolgen. Es ist eine zweischirige Mahd
vorzusehen, wobei der erste Schnitt Anfang bis Mitte Juni und der zweite im September erfolgt. Das
Mahdgut ist zu entfernen. Der Einsatz von Dingemitteln und Pestiziden ist unzuldssig. Initial ist die
Ausbringung von Heumulch von der westlich angrenzenden Wiese sinnvoll, um die Etablierung des
GrolRen Wiesenknopfes zu beschleunigen.

Sollte die Flache im Bereich der Feuchtwiese (Teilfliche B2) aufgrund der Bodenfeuchte zum 1. Schnitt
nicht befahrbar sein, kann im Bereich der Teilflache B2 ausnahmsweise auf den ersten Schnitt verzichtet
werden. Die Teilflache wird dann als einschiirige Wiese mit Mahd im September genutzt.

Zusatzgeltungsbereich C: Auf die als Ausgleichsfliche festgesetzte Ackerfliche sind die im
Eingriffsbereich abgeschadlten Grassoden (s. o.g. ErhaltungsmaBBnahme) fachgerecht umzusetzen.
Ergdnzend ist die Flache ggf. mit geeignetem Regiosaatgut fir Frisch- und Feuchtwiesen einzusden, das
den GroRen Wiesenknopf enthdlt. AnschlieBend ist die Flache zweischiirig, entsprechend den o. g.
Vorgaben fiir den Zusatzgeltungsbereich B (Teilflaiche B1) zu bewirtschaften. Auch hier ist die
Ausbringung von Heumulch sinnvoll, wobei dieser von der 6stlich angrenzenden Wiese bezogen werden
kann.

In Abhédngigkeit von der Entwicklung der Flachen, kdnnen voriubergehende Anpassungen der
Bewirtschaftung (z. B. haufigere Mahd des Ackerstandorts zur Aushagerung) erforderlich werden. Diese
sind mit der 6kologischen Baubegleitung abzustimmen.

Pflanzgebote gem. § 9 (1) Nr. 25a BauGB

Griinflachen: Die nicht mit Gebauden oder baulichen Anlagen tGberbauten, versiegelten oder befestigten
Grundsticksflachen sind als Griinflachen anzulegen und auf Dauer gartnerisch zu unterhalten. Hiervon
sind 25 % mit einheimischen und standortgerechten Laubgehdlzen zu bepflanzen. Je 1.000 m?
Grundsticksflache sind mindestens zwei Laubbdume (Stammumfang [Stu] mind. 16-18 cm) oder
hochstammige Obstbdume (Stu mind. 12-14 cm) zu pflanzen. Die aufgrund anderer Festsetzungen
anzupflanzenden Geholze konnen angerechnet werden. Flachenhafte Stein-, Kies-, Splitt- und Schotter-
gdrten sind unzul3ssig.

Pflanzflachen: Innerhalb der durch Planzeichen festgesetzten ,Flaiche zum Anpflanzen von Bdumen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen” ist eine Bepflanzung mit einheimischen Baumen und
Strauchern durchzufiihren. Dabei ist eine Pflanzdichte von mind. einem Strauch pro 4 m? (2 x verpflanzt,
H6he 60-100 cm) und ein Baum je 10 Ifm einzuhalten. Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und
zu pflegen.

Parkplatze: Auf allen Parkplatzen ist auf Pflanzstreifen oder -inseln fiir jeweils finf zusammenhangende
Stellplatze mindestens ein groRkroniger und standortgerechter Laubbaum (3 x verpflanzt, Stu mind. 14-
16 cm) zu pflanzen. Die Baumscheiben sollen 4 m? nicht unterschreiten.

Pflanzgut: Fir Geholzpflanzungen sind einheimische und standortgerechte Laubgehdlze zu verwenden.
Es wird die Verwendung von Arten der Gehdlzauswahlliste empfohlen. Das Pflanzmaterial sollte aus
zertifizierter, regionaler Herkunft stammen (Vorkommensgebiet 4).

Gebiete, in denen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen nach § 3 (1) BImSchG bestimmte
Gerduschemissionskontingente nicht Giberschritten werden diirfen gem. § 9 (1) Nr. 23a BauGB

Zulassig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Gerdusche die in der folgenden Tabelle
angegebenen Emissionskontingente Lex nach DIN 45691 weder tags (06.00 bis 22.00 Uhr) noch nachts
(22.00 bis 06.00 Uhr) tiberschreiten.

Tab.1 Emissionskontingente Lg fiir tags und nachts in dB
Teilfliche Lex, tags LeK, nachts
TF1 59 25
TF2 60 58
TF3 60 25

Ein Vorhaben erfillt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der
Beurteilungspegel den Immissionsrichtwert an den maRgeblichen Immissionsorten um mindestens
15 dB unterschreitet (Relevanzgrenze nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5).

Festsetzung gemaR Schallimmissionsprognose LG 67/2025 des IFS Ingenieurbiiros Frank & Schellen-
berger GbR vom 10.04.2026 (redaktionell gedndert am 14.04.2026).

Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebauden bestimmte bauliche oder technische MaRnahmen
fiir die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Warme oder Kalte aus erneuerbaren
Energien getroffen werden miissen gem. § 9 (1) Nr. 23b BauGB

In den ausgewiesenen Gewerbegebieten hat bei der Neuerrichtung von gewerblichen Gebduden mit
einer Dachflache von 10.000 m? oder mehr auf mind. der Halfte der neu entstehenden Dachfldchen
baulich dafiir geeigneter Gebadude die Installation von Anlagen zur Gewinnung solarer Strahlungsenergie
(Photovoltaik oder Solarthermie) zu erfolgen. Sollte die wirtschaftliche Unzumutbarkeit dieser
Dachnutzung nachgewiesen werden, kann hiervon eine Ausnahme zugelassen werden. In diesem Fall ist
ein entsprechender Nachweis mit Einreichung des Bauantrags vorzulegen.

Flachen oder MaRnahmen zum Ausgleich gem. § 9 (1a) BauGB

Methodisch wurde der Ausgleichsbedarf in Anlehnung an die Hessische Kompensationsverordnung — KV
(2018) ermittelt. Demnach kommt es durch Eingriffe, die durch den Bebauungsplan vorbereitet werden,
zu einem Defizit an 404.387 Wertpunkten. Der Ausgleich erfolgt teilweise liber die artenschutzrechtlich
erforderlichen MaRnahmen, die innerhalb der Zusatzgeltungsbereiche B und C festgesetzt sind. Nach
Berlicksichtigung dieser Ausgleichsmalinahmen verbleibt ein Defizit von 175.712 Wertpunkten.

Der Ausgleich erfolgt durch die Zuordnung von 154.590 Wertpunkten aus der anerkannten
OkokontomaRnahme Az. 334 in der Gemarkung Kathus, Flur 4, Flurstiicke 283, 284 sowie 421/307
(teilweise). Die MaRnahme umfasst die Umwandlung eines Nadelwaldbestandes in einen Laubholz-
bestand sowie die Entwicklung von Griinland. Das verbleibende Defizit von 21.122 Wertpunkten wird
iber die anerkannte OkokontomaRnahme Az.354 in der Gemarkung Kathus, Flur 4, Flurstiick 285
ausgeglichen. Die zugeordnete MaRnahme umfasst die Umwandlung von Intensivgrinland im
Breitzbachtal in einen Auwald sowie die Entwicklung von Extensivgriinland. Nach Zuordnung der
erforderlichen Wertpunkte verbleiben aus der OkokontomalRnahme Az. 354 noch 5.978 Wertpunkte fiir
kiinftige AusgleichsmalRnahmen.

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN § 9 (4) BauGB i.V.m § 91 HBO

Abstandsflache gem. § 9 (4) BauGB i.V.m § 6 HBO

Die Abstandsflachen nach § 6 HBO sind einzuhalten.

Dachgestaltung gem. § 9 (4) BauGB i.V.m § 91 (1) Nr. 1 HBO

In den ausgewiesenen Gewerbegebieten sind die Dachformen Flach-, Pult- und Satteldach zulassig.

Zusammenhdngende Baukorper sind mit einer in Material und Farbe gleichen Dachdeckung zu versehen.
Glasierte und hochglanzende Materialien werden von der Zulassigkeit ausgeschlossen. Anlagen zur
Nutzung und Gewinnung von Sonnenenergie sind hiervon ausgenommen.

Unbeschichtete Dachdeckungen aus Zink, Blei, Kupfer und anderen Materialien, bei denen durch
Auswaschung Schadstoffe in den Untergrund gelangen kdnnen, sind nicht zulassig.

Solar- und Photovoltaikanlagen sind ausdriicklich zulassig.

Einfriedungen gem. § 9 (4) BauGB i.V.m § 91 (1) Nr. 3 HBO

Einfriedungen diirfen nicht als geschlossene Wand ausgefiihrt werden. Sie sind als transparent und
leicht wirkende Zaune bis zu einer max. Hohe von 2,00 m zuldssig. Alle Einfriedungen sind ohne Absatze
dem StraBengefille anzupassen. Sollten aus werkschutztechnischen Griinden hoéhere Einfriedungen
erforderlich werden, werden diese ausnahmsweise zugelassen. Es ist ein Mindestabstand zwischen
Oberboden und Zaununterkante von 15-20 cn einzuhalten; auf Stacheldraht ist zu verzichten.

Fassadengestaltung gem. § 9 (4) BauGB i.V.m § 91 (1) Nr. 1 HBO

Die Farbgebung der baulichen Anlagen hat in gedeckten Farbtonen zu erfolgen. Grelle Oberflachen sind
nicht zuldssig. Diese Festsetzung gilt auch flir Anbauten, Nebengebadude und Garagen, die farblich an
das Hauptgebaude anzupassen sind. Firmentypische Dekorstreifen sind zulassig.

Zur Vermeidung von Vogelschlag sind groRe Glasflichen (>5m?) aus transparentem oder stark
spiegelndem Glas zu vermeiden oder nach dem Stand der Technik gegen Vogelkollision sicher zu
gestalten. Hierzu ist die Verwendung von Vogelschutzglas, reflexionsarmen Gldasern mit einem
Reflexionsgrad von max. 15 % oder transluzenten Materialien (z. B. Milchglas) geeignet. Weitere
Moglichkeiten bestehen in der Anbringung von festen, vorgelagerten Konstruktionen oder in der
Integration flachiger Markierungen (z. B. aufgebrachte Linien).

Werbeanlagen gem. § 9 (4) BauGB i.V.m § 91 (1) Nr. 1 HBO

Werbeanlagen haben sich in GréRe und Farbgebung dem Gebaude unterzuordnen und sind nur am Ort
der Leistung zulassig.

Unzuldssig sind: Werbeanlagen mit

e wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht und Booster (Lichtwerbung am Himmel),
e  Werbeanlagen (einschlieBlich Fahnen und Pylonen) auf dem Dach und
e Fremdwerbung.

NACHRICHTLICHE UBERNAHME UND HINWEISE

10.

11.

Altlasten

Altlasten oder Ablagerungen sowie andere Bodenkontaminationen sind nach derzeitigem Kenntnisstand

im Plangebiet nicht bekannt. Werden im Geltungsbereich dennoch Bodenkontaminationen oder
sonstige Beeintrachtigungen festgestellt, von denen eine Gefdhrdung flir Mensch und Umwelt ausgehen
kann, ist umgehend das zustandige Dezernat des Regierungsprasidiums als technische Fachbehérde, die
nachste Polizeidienststelle oder der Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises zu benachrichtigen.

Bauverbotszone entlang des Autobahnzubringers der BundesstraRe (B 62) gem. § 9 FStrG

Entlang des Autobahnzubringers der Bundesstralde B 62 ist gem. § 9 FStrG eine Zone in einer Breite von
20,0 m gemessen vom aufleren Rand der befestigten Fahrbahn von Hochbauten freizuhalten. Bauliche

Anlagen, die aulRerhalb der zur ErschlieBung bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten Gber Zufahrten

oder Zugange an LandesstraRen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen, diirfen nicht
errichtet werden. Dies gilt flr Aufschiittungen und Abgrabungen groReren Umfangs entsprechend.

Bodenschutz

Gem. § 4 (1) BBodSchG hat sich jeder, der auf den Boden einwirkt, so zu verhalten, dass schadliche
Bodenveranderungen nicht hervorgerufen werden. Schadliche Bodenverdnderungen im Sinne des
§ 2 (3) BBodSchG sind Beeintrachtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren,
erhebliche Nachteile oder erhebliche Beldstigungen fiir den einzelnen oder die Allgemeinheit
herbeizufiihren.

Um diesem Grundsatz zum Schutz des Bodens ausreichend Rechnung zu tragen, sind bei dem geplanten
Vorhaben insbesondere folgende MalRnahmen zu beachten:

e Die Verdichtung von nicht zur Bebauung vorgesehenen Bereichen ist grundsatzlich zu vermeiden.

e Mit Bodenaushub ist fachgerecht umzugehen, auch hinsichtlich einer Zwischenlagerung und
Verwertung.

e Beim Befahren von Boden ist die Witterung zu berticksichtigen (Beschriankung der Bautatigkeiten
auf Zeiten geringer Bodenfeuchte).

e Verdichtungen im Unterboden sind vor Auftrag des Oberbodens zu beseitigen.

Bei der Umsetzung der Planung ist das vom Hessischen Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt,
Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat (HMLU 2024) herausgegebene Merkblatt ,Bodenschutz fur
Bauausfiihrende” zu beachten.

Denkmalschutz

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmaler bzw. archdologische Fundgegenstdande bekannt werden, so ist
dies gem. § 21 Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) unverziglich dem Landesamt fir
Denkmalpflege Hessen, hessenARCHAOLOGIE oder der Unteren Denkmalschutzbehérde des
Landkreises Hersfeld-Rotenburg zu melden. In diesen Fallen kann fiir die weitere Fortfiihrung des

Vorhabens eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung nach § 18 HDSchG erforderlich werden. Funde

und Fundstellen sind in unverdndertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer
Entscheidung zu schitzen.

Seitens des Landesamtes fiir Denkmalpflege Hessen sind historische Grenzsteine und andere

Flurdenkmaler im Wald und im AuRenbereich noch nicht vollstindig erfasst. Sie kdnnen jedoch
Kulturdenkmaler im Sinne des § 2 (1) HDSchG darstellen. Sollten im Zuge der Umsetzung des
Bebauungsplanes - etwa bei den ErschlieBungsarbeiten oder der Erstellung der tempordren Zuwegung
etc. - derartige Objekte aufgefunden werden, so sind diese vor Beschadigungen zu schiitzen und in situ
zu belassen. Zudem ist eine Meldung an das Landesamt fir Denkmalpflege Hessen, Abteilung Bau- und
Kunstdenkmalpflege obligatorisch, um die weitere Vorgehensweise abzustimmen.

Nutzung solarer Strahlungsenergie

Zum Schutz der Umwelt und des Klimas ist die Installation von Solaranlagen ausdrticklich erwiinscht.

Gemal § 12 Hessisches Energiegesetz (HEG) besteht bei Neubau eines fur eine Photovoltaiknutzung
geeigneten offenen Parkplatzes mit mehr als 50 Stellplatzen fiir Kraftfahrzeuge die Verpflichtung, tber

der Stellplatzfliche eine Photovoltaikanlage zu installieren. Die Pflicht entfdllt fur Parkplatze, die
unmittelbar entlang der Fahrbahnen offentlicher StraBen angeordnet sind oder wenn die zustandige
Behorde auf Antrag davon befreit.

Léschwasserversorgung

Zur Sicherstellung des Ldschwasserbedarfs ist gemaRf DVGW Regelwerk Arbeitsblatt W 405 -
Bereitstellung von Léschwasser durch die 6ffentliche Trinkwasserversorgung — ein Léschwasserbedarf

von 3.200 I/min erforderlich. Bei maximaler Loéschwasserentnahme muss der FlieBdruck mindestens

1,5 bar betragen und die Lé6schwassermenge flir mindestens zwei Stunden zur Verfligung stehen. Im
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens wird je nach Brandbelastung oder Sonderbauvorschriften fir
die einzelnen Objekte die Léschwassermenge festgesetzt. Diese kann unter Umstanden von der Héhe
des Grundschutzes abweichen.

Schutz von Vegetationsbestidnden

Im Nordwesten grenzt der Geltungsbereich an eine gehdlzbestandene Bdschung. Wahrend der
Bauphase sind die Geholze gem. DIN 18920 vor Beeintrachtigungen zu schiitzen.

Stellplatzsatzung der Gemeinde Friedewald

Die Stellplatzsatzung der Gemeinde Friedewald in der zum Zeitpunkt der Genehmigung glltigen Fassung
ist zu beachten.

Trinkwasserschutzgebiet

Im Stiden des Geltungsbereiches liegt eine Teilfliche von rund 600 m? innerhalb der Schutzzone Ill B des
Trinkwasserschutzgebietes fiir den Tiefbrunnen | ,Kothebachtal“ (WSG-ID 632-031). In diesem Bereich
sind die Schutzgebietsverordnungen vom 02.05.1973 (StAnz. Nr.27/73, S.1221), vom 19.05.2006
(StAnz. 34/2006, S. 1921) und vom 05.02.2007 (StAnz. 14/2007, S. 745) zu beachten.

Verwertung von Niederschlagswasser

Die Nutzung des Regenwassers als Brauchwasser wird empfohlen. Zur Sicherstellung der hygienischen
und sicherheitstechnischen Belange bei der Verwertung von Niederschlagswasser aus Zisternen (z. B.
Toilettenspiilung) sind die Anlagen nach den einschlagigen technischen Regeln (DIN 1988 etc.)
auszufiihren und zu betreiben. Auf die gesetzliche Regelung gem. § 37 (4) Hessisches Wassergesetz
(HWG) wird in diesem Zusammenhang hingewiesen: ,Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll
von der Person, bei der es anfillt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche oder gesundheitliche
Belange nicht entgegenstehen.”

Geholzauswabhlliste

Baume Straucher:

- Acer campestre Feldahorn - Cornus sanguinea Roter Hartriegel
- Acer platanoides Spitzahorn - Corylus avellana Hasel

- Acer pseudoplatanus Bergahorn - Crataegus monogyna  WeiRdorn

- Carpinus betulus Hainbuche - Euonymus europaeus  Pfaffenhiitchen
- Prunus avium Vogelkirsche - Ligustrum vulgare Liguster

- Quercus petraea Traubeneiche - Lonicera xylosteum Heckenkirsche

- Quercus robur Sieleiche - Prunus spinosa Schlehe
- Sorbus aucuparai Eberesche - Rosa canina agg. Hundsrose
- Tilia cordata Winterlinde - Salix caprea Sal-Weide

- Hochstimmige Obstbdume, - Sambucus nigra Schwarzer Holunder

regionale Kulturobstsorten

- Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

VERMERKE

Rechtsgrundlagen

Dem Bebauungsplan der Gemeinde Friedewald liegen folgende Gesetze und Verordnungen in der zur Zeit der
Auslegung gliltigen Fassung zugrunde:

-Baugesetzbuch (BauGB)
-Baunutzungsverordnung (BauNVO)
-BundesfernstraRengesetz (FStrG)
-Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
-Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)

-Hessische Bauordnung (HBO)

-Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG)
-Hessisches StraRengesetz (HStrG)
-Hessisches Wassergesetz (HWG)
-Planzeichenverordnung (PlanzV)

Verfahrensvermerke
Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB:

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde durch die Gemeindevertretung vom 06.04.2022
gem. § 2 (1) BauGB beschlossen und in den amtlichen Bekanntmachungen vom 27.05.2022 ortsiiblich bekannt
gemacht.

Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit, der Behdrden sowie der sonstigen Triger 6ffentlicher Belange:

Die Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB und der Tréger 6ffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB
wurde in der Zeit vom 19.05.2025 bis 20.06.2025 durchgefiihrt.

Offentliche Auslegung mit Beteiligung der Offentlichkeit, der Behérden sowie der sonstigen Triager ffentlicher
Belange:

Der Bebauungsplan ist gem. § 3 (2) BauGB nach ortsiiblicher Bekanntmachung vom ........... in der Zeit vom ...........
bis .......... im Internet ver6ffentlicht worden und hat 6ffentlich ausgelegen. Behérden und Stellen, die Trager
offentlicher Belange sind, wurden an dem Verfahren beteiligt und wurden von der Veroffentlichung
benachrichtigt.

Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB in Verbindung mit § 91 HBO:
Der Bebauungsplan wurde durch die Gemeindevertretung am ......... als Satzung beschlossen.

Friedewald, den ............... Der Blirgermeister

Ausfertigungsvermerke:

Es wird bestatigt, dass der Inhalt des Bebauungsplans mit den hierzu ergangenen Beschliissen der
Gemeindevertretung Gibereinstimmt und dass die fir die Rechtswirksamkeit mafRgebenden
Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.

Friedewald, den ............... Der Birgermeister

Inkrafttreten gem. § 10 (3) BauGB:

Der Satzungsbeschluss wurde am ................ ortsublich bekannt gemacht. Damit hat der Bebauungsplan
Rechtskraft erlangt.

Friedewald, den ............... Der Biirgermeister
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Gemeinde Friedewald
Gemarkung Friedewald

Bebauungsplan Nr. 13 "Im Siffig", 1. Teilanderung,
Bebauungsplan Nr. 17 "In den Rédern", 1. Teilanderung und
Bebauungsplans Nr. 23 "Gewerbegebiet Nord", 5. Teilanderung

Entwurf

Ubersichtskarte: M 1: 2.000

Hauptgeltungsbereich A: M 1:1.000 Biedrichstr. 8c

Zusatzgeltungsbereich B: M 1:1.000 61200 Wolfersheim

Zusatzgeltungsbereich C: M: 1:1000 Telefon: +49 (6036) 9 89 36-40
Telefax: +49 (6036) 9 89 36-60

Grundlagen: ALK 2024, TK25 : :

Stand: Juni 2026 REGIO  ar@regoionicpiie

Gezeichnet: S. Miiller KONZEPT ) )




	Pläne und Ansichten
	260807_In_den_Roedern_Entwurf-Enwurf_den_Roedern_1350_841


